
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 2 

Kurztitel 

Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz 

Kundmachungsorgan 

BGBl. I Nr. 33/2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 122/2013 

Typ 

BG 

§/Artikel/Anlage 

§ 15 

Inkrafttretensdatum 

01.01.2014 

Außerkrafttretensdatum 

30.06.2021 

Abkürzung 

VwGVG 

Index 

10/07 Verfassungs- und Verwaltungsgerichtsbarkeit 

Text 

Vorlageantrag 

§ 15. (1) Jede Partei kann binnen zwei Wochen nach Zustellung der Beschwerdevorentscheidung bei 
der Behörde den Antrag stellen, dass die Beschwerde dem Verwaltungsgericht zur Entscheidung 
vorgelegt wird (Vorlageantrag). Wird der Vorlageantrag von einer anderen Partei als dem 
Beschwerdeführer gestellt, hat er die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt (§ 9 
Abs. 1 Z 3), und ein Begehren (§ 9 Abs. 1 Z 4) zu enthalten. 

(2) Ein rechtzeitig eingebrachter und zulässiger Vorlageantrag hat aufschiebende Wirkung, wenn die 
Beschwerde 

 1. von Gesetzes wegen aufschiebende Wirkung hatte und die Behörde diese nicht ausgeschlossen 
hat; 

 2. von Gesetzes wegen keine aufschiebende Wirkung hatte, die Behörde diese jedoch zuerkannt hat. 

Die Behörde hat dem Verwaltungsgericht den Vorlageantrag und die Beschwerde unter Anschluss der 
Akten des Verfahrens vorzulegen und den sonstigen Parteien die Vorlage des Antrags mitzuteilen. 

(3) Verspätete und unzulässige Vorlageanträge sind von der Behörde mit Bescheid zurückzuweisen. 
Wird gegen einen solchen Bescheid Beschwerde erhoben, hat die Behörde dem Verwaltungsgericht 
unverzüglich die Akten des Verfahrens vorzulegen. 
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